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Übereinkommen
über die Anerkennung und Vollstreckung

von Unterhaltsentscheidungen

Abgeschlossen in Den Haag am 2. Oktober 1973

Die Unterzeichnerstaaten dieses Übereinkommens,

in dem Wunsch, gemeinsame Bestimmungen zur Regelung der gegenseitigen
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über die Unterhaltspflicht
gegenüber Erwachsenen aufzustellen,

in dem Wunsch, diese Bestimmungen an die des Übereinkommens vom
15. April 1958 über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen auf
dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern anzupassen,

haben beschlossen, zu diesem Zweck ein Übereinkommen zu schliessen, und
haben die folgenden "Bestimmungen vereinbart :

Abschnitt I
Anwendungsbereich des Übereinkommens

Artikel l

Dieses Übereinkommen ist anzuwenden auf Entscheidungen über Unter-
haltspflichten aus Beziehungen der Familie, Verwandtschaft, Ehe oder Schwäger-
schaft, einschliesslich der Unterhaltspflicht gegenüber einem nichtehelichen Kind,
die von Gerichten oder Verwaltungsbehörden eines Vertragsstaates erlassen wor-
den sind entweder

1. zwischen einem Unterhaltsberechtigten und einem Unterhaltsverpflichteten
oder

2. zwischen einem Unterhaltsverpflichteten und einer öffentliche Aufgaben
wahrnehmenden Einrichtung, die die Erstattung der einem Unterhaltsbe-
rechtigten erbrachten Leistung verlangt.
Es ist auch anzuwenden auf Vergleiche auf diesem Gebiet, die vor diesen

Behörden und zwischen diesen Personen geschlossen worden sind.
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Artikel 2

Das Übereinkommen ist auf Entscheidungen und Vergleiche ohne Rücksicht
auf ihre Bezeichnung anzuwenden.

Es ist auch auf Entscheidungen oder Vergleiche anzuwenden, durch die eine
frühere Entscheidung oder ein früherer Vergleich geändert worden ist, selbst wenn
diese Entscheidung oder dieser Vergleich aus einem Nichtvertragsstaat stammt.

Es ist ohne Rücksicht darauf, ob der Unterhaltsanspruch international oder
innerstaatlich ist, und unabhängig von der Staatsangehörigkeit oder dem gewöhn-
lichen Aufenthalt der Parteien anzuwenden.

- Artikel 3

Betrifft die Entscheidung oder der Vergleich nicht nur die Unterhaltspflicht,
so bleibt die Wirkung des Übereinkommens auf die Unterhaltspflicht beschränkt.

Abschnitt II
Voraussetzungen der Anerkennung und Vollstreckung

von Entscheidungen

Artikel 4

Die in einem Vertragsstaat ergangene Entscheidung ist in einem anderen
Vertragsstaat anzuerkennen oder für vollstreckbar zu erklären/zu vollstrecken,

1. wenn sie von einer Behörde erlassen worden ist, die nach Artikel 7 oder 8
als zuständig anzusehen ist, und

2. wenn gegen sie im Ursprungsstaat kein ordentliches Rechtsmittel mehr zuläs-
sig ist.
Vorläufig vollstreckbare Entscheidungen und einstweilige Massnahmen sind,

obwohl gegen sie ein ordentliches Rechtsmittel zulässig ist, im Vollstreckungsstaat
anzuerkennen oder für vollstreckbar zu erklären/zu vollstrecken, wenn dort
gleichartige Entscheidungen erlassen und vollstreckt werden können.

Artikel 5

Die Anerkennung oder Vollstreckung der Entscheidung darf jedoch versagt
werden,

1. wenn die Anerkennung oder Vollstreckung mit der öffentlichen Ordnung des
Vollstreckungsstaates offensichtlich unvereinbar ist;
oder

2. wenn die Entscheidung das Ergebnis betrügerischer Machenschaften im Ver-
fahren ist;
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oder
3. wenn ein denselben Gegenstand betreffendes Verfahren zwischen denselben

Parteien vor einer Behörde des Vollstreckungsstaates anhängig und als erstes
eingeleitet worden ist ;
oder

4. wenn die Entscheidung unvereinbar ist mit einer Entscheidung, die zwischen
denselben Parteien über denselben Gegenstand entweder in dem Vollstrek-
kungsstaat oder in einem anderen Staat ergangen ist, im letztgenannten Fall
jedoch nur, sofern diese Entscheidung die für die Anerkennung und Voll-
streckung im Vollstreckungsstaat erforderlichen Voraussetzungen erfüllt.

Artikel 6

Eine Versäumnisentscheidung wird nur anerkannt oder für vollstreckbar
erklärt/vollstreckt, wenn das das Verfahren einleitende Schriftstück mit den
wesentlichen Klagegründen der säumigen Partei nach dem Recht des Ursprungs-
staates zugestellt worden ist und wenn diese Partei eine nach den Umständen
ausreichende Frist zu ihrer Verteidigung hatte ; Artikel 5 bleibt unberührt.

Artikel 7

Eine Behörde des Ursprungsstaates ist als zuständig im Sinn des Überein-
kommens anzusehen,

1. wenn der Unterhaltsverpflichtete oder der Unterhaltsberechtigte zur Zeit der
Einleitung des Verfahrens seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ursprungs-
staat hatte;
oder

2. wenn der Unterhaltsverpflichtete und der Unterhaltsberechtigte zur Zeit der
Einleitung des Verfahrens Staatsangehörige des Ursprungsstaates waren ;
oder

3. wenn sich der Beklagte der Zuständigkeit dieser Behörde entweder ausdrück-
lich oder dadurch unterworfen hat, dass er sich, ohne deren Unzuständigkeit
geltend zu machen, auf das Verfahren in der Sache selbst eingelassen hat.

Artikel 8

Die Behörden eines Vertragsstaates, die über ein Unterhaltsbegehren ent-
schieden haben, sind als zuständig im Sinn des Übereinkommens anzusehen, wenn
der Unterhalt infolge einer von einer Behörde dieses Staates ausgesprochenen
Scheidung, Trennung ohne Auflösung des Ehebandes, Nichtigkeit oder Ungültig-
keit der Ehe geschuldet und wenn die diesbezügliche Zuständigkeit der Behörde
nach dem Recht des Vollstreckungsstaates anerkannt wird ; Artikel 7 bleibt unbe-
rührt.
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Artikel 9

Die Behörde des Vollstreckungsstaates ist an die tatsächlichen Feststellungen
gebunden, auf welche die Behörde des Ursprungsstaates ihre Zuständigkeit ge-
stützt hat.

Artikel 10

Betrifft die Entscheidung mehrere Ansprüche in einem Unterhaltsbegehren
und kann die Anerkennung oder Vollstreckung nicht für alle Ansprüche bewilligt
werden, so hat die Behörde des Vollstreckungsstaates das Übereinkommen auf
denjenigen Teil der Entscheidung anzuwenden, der anerkannt oder für vollstreck-
bar erklärt/vollstreckt werden kann.

Artikel 11

Ist in der Entscheidung die Unterhaltsleistung durch regelmässig wiederkeh-
rende Zahlungen angeordnet, so ist die Vollstreckung sowohl für die bereits fäl-
ligen als auch für die künftig fällig werdenden Zahlungen zu bewilligen.

Artikel 12

Die Behörde des Vollstreckungsstaates darf die Entscheidung in der Sache
selbst nicht nachprüfen, sofern das Übereinkommen nicht etwas anderes be-
stimmt.

Abschnitt III
Verfahren der Anerkennung und Vollstreckung

von Entscheidungen

Artikel 13

Das Verfahren der Anerkennung oder Vollstreckung der Entscheidung rich-
tet sich nach dem Recht des Vollstreckungsstaates, sofern das Übereinkommen
nicht etwas anderes bestimmt.

Artikel 14

Es kann auch die teilweise Anerkennung oder Vollstreckung einer Entschei-
dung beantragt werden.

Artikel 15

Der Unterhaltsberechtigte, der im Ursprungsstaat ganz oder teilweise Ver-
fahrenshilfe oder Befreiung von Verfahrenskosten genossen hat, geniesst in jedem
Anerkennungs- oder Vollstreckungsyerfahren die günstigste Verfahrenshilfe oder
die weitestgehende Befreiung, die im Recht des Vollstreckungsstaates vorgesehen
ist.
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Artikel 16

In den durch das Übereinkommen erfassten Verfahren braucht für die Zah-
lung der Verfahrenskosten keine Sicherheit oder Hinterlegung, unter welcher Be-
zeichnung auch immer, geleistet zu werden.

Artikel 17

Die Partei, die die Anerkennung einer Entscheidung geltend macht oder ihre
Vollstreckung beantragt, hat folgende Unterlagen beizubringen :

1. eine vollständige, mit der Urschrift übereinstimmende Ausfertigung der Ent-
scheidung ;

2. die Urkunden, aus denen sich ergibt, dass gegen die Entscheidung im Ur-
sprungsstaat kein ordentliches Rechtsmittel mehr zulässig ist und, gegebe-
nenfalls, dass die Entscheidung dort vollstreckbar ist ;

3. wenn es sich um eine Versäumnisentscheidung handelt, die Urschrift oder
eine beglaubigte Abschrift der Urkunde, aus der sich ergibt, dass das das
Verfahren einleitende Schriftstück mit den wesentlichen Gründen des Begeh-
rens der säumigen Partei nach dem Recht des Ursprungsstaates ordnungsge-
mäss zugestellt worden ist;

4. gegebenenfalls jedes Schriftstück, aus dem sich ergibt, dass die Partei im
Ursprungsstaat Verfahrenshilfe oder Befreiung von Verfahrenskosten erhal-
ten hat ;

5. eine beglaubigte Übersetzung der genannten Urkunden, wenn die Behörde
des Vollstreckungsstaates nicht darauf verzichtet.
Werden die genannten Urkunden nicht vorgelegt oder ermöglicht es der

Inhalt der Entscheidung der Behörde des Vollstreckungsstaates nicht, nachzuprü-
fen, ob die Voraussetzungen dieses Übereinkommens erfüllt sind, so setzt sie eine
Frist für die Vorlegung aller erforderlichen Urkunden.

Eine weitere Beglaubigung oder ähnliche Förmlichkeit darf nicht verlangt
werden.

Abschnitt IV
Ergänzende Vorschriften über

öffentliche Aufgaben wahrnehmende Einrichtungen

Artikel 18

Ist die Entscheidung gegen den Unterhaltsverpflichteten auf Antrag einer
öffentliche Aufgaben wahrnehmenden Einrichtung ergangen, welche die Erstat-
tung der einem Unterhaltsberechtigten erbrachten Leistungen verlangt, so ist diese
Entscheidung nach dem Übereinkommen anzuerkennen und für vollstreckbar zu
erklären/zu vollstrecken,
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1. wenn die Einrichtung nach dem Recht, dem sie untersteht, die Erstattung
verlangen kann;

2. wenn das nach dem internationalen Privatrecht des Vollstreckungsstaates
anzuwendende innerstaatliche Recht eine Unterhaltspflicht zwischen dem
Unterhaltsberechtigten und dem Unterhaltsverpflichteten vorsieht,

Artikel 19

Eine öffentliche Aufgaben wahrnehmende Einrichtung darf, soweit sie dem
Unterhaltsberechtigten Leistungen erbracht hat, die Anerkennung oder Vollstrek-
kung einer zwischen dem Unterhaltsberechtigten und dem Unterhaltsverpflichte-
ten ergangenen Entscheidung verlangen, wenn sie nach dem Recht, dem sie unter-
steht, kraft Gesetzes berechtigt ist, an Stelle des Unterhaltsberechtigten die Aner-
kennung der Entscheidung geltend zu machen oder ihre Vollstreckung zu beantra-
gen.

Artikel 20

Die öffentliche Aufgaben wahrnehmende Einrichtung, welche die Anerken-
nung geltend macht oder die Vollstreckung beantragt, hat die Urkunden \orzule-
gen, aus denen sich ergibt, dass sie die in Artikel 18 Ziffer l oder Artikel 19
genannten Voraussetzungen erfüllt und dass die Leistungen dem Unterhaltsbe-
rechtigten erbracht worden sind; Artikel 17 bleibt unberührt.

Abschnitt V
Vergleiche

Artikel 21

Die im Ursprungsstaat vollstreckbaren Vergleiche sind unter denselben Vor-
aussetzungen wie Entscheidungen anzuerkennen und für vollstreckbar zu erklä-
ren/zu vollstrecken, soweit diese Voraussetzungen auf sie anwendbar sind.

Abschnitt VI
Verschiedene Bestimmungen

Artikel 22

Bestehen nach dem Recht eines Vertragsstaates Beschränkungen für die
Überweisung von Geldbeträgen, so hat dieser Vertragsstaat der Überweisung von
Geldbeträgen, die zur Erfüllung von Unterhaltsansprüchen oder zur Deckung von
Kosten für Verfahren nach diesem Übereinkommen bestimmt sind, den grösst-
möglichen Vorrang zu gewähren.



1430

Artikel 23

Dieses Übereinkommen schliesst nicht aus, dass eine andere internationale
Übereinkunft zwischen dem Ursprungsstaat und dem Vollstreckungsstaat oder
das nichtvertragliche Recht des Vollstreckungsstaates angewendet wird, um die
Anerkennung oder Vollstreckung einer Entscheidung oder eines Vergleiches zu
erwirken.

Artikel 24

Dieses Übereinkommen ist unabhängig von dem Zeitpunkt anzuwenden, in
dem die Entscheidung ergangen ist.

Ist die Entscheidung ergangen, bevor dieses Übereinkommen zwischen dem
Ursprungsstaat und dem Vollstreckungsstaat in Kraft getreten ist, so ist sie im
letztgenannten Staat nur hinsichtlich der nach diesem Inkrafttreten fallig werden-
den Zahlungen für vollstreckbar zu erklären/zu vollstrecken.

Artikel 25

Jeder Vertragsstaat kann jederzeit erklären, dass er in seinen Beziehungen zu
den Staaten, die dieselbe Erklärung abgegeben haben, alle vor einer Behörde oder
einer Urkundsperson errichteten öffentlichen Urkunden, die im Ursprungsstaat
aufgenommen und vollstreckbar sind, in das Übereinkommen einbezieht, soweit
sich dessen Bestimmungen auf solche Urkunden anwenden lassen.

Artikel 26

Jeder Vertragsstaat kann sich nach Artikel 34 das Recht vorbehalten, weder
anzuerkennen noch für vollstreckbar zu erklären/zu vollstrecken:

1. Entscheidungen und Vergleiche über Unterhaltsleistungen, die ein Unter-
haltsverpflichteter, der nicht der Ehegatte oder der frühere Ehegatte des
Unterhaltsberechtigten ist, für die Zeit nach der Eheschliessung oder nach
dem vollendeten einundzwanzigsten Lebensjahr des Unterhaltsberechtigten
schuldet;

2. Entscheidungen und Vergleiche in Unterhaltssachen
a) zwischen Verwandten in der Seitenlinie;
b) zwischen Verschwägerten;

3. Entscheidungen und Vergleiche, die die Unterhaltsleistung nicht durch regel-
massig wiederkehrende Zahlungen vorsehen.
Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt angebracht hat, kann nicht verlangen,

dass das Übereinkommen auf Entscheidungen und Vergleiche angewendet wird,
die er durch seinen Vorbehalt ausgeschlossen hat.
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Artikel 27

Sieht das Recht eines Vertragsstaates m Unterhaltssachen zwei oder mehr
Rechtsordnungen vor, die für verschiedene Personenkreise gelten, so ist eine Ver-
weisung auf l das Recht dieses Staates als Verweisung auf die Rechtsordnung zu
verstehen, die nach dem Recht dieses Staates für einen bestimmten Personenkreis
gilt.

Artikel 28

Besteht ein Vertragsstaat aus zwei oder mehr Gebietseinheiten, in denen
verschiedene Rechtsordnungen für die Anerkennung und Vollstreckung von Un-
terhaltsentscheidungen gelten, so ist

1. eine Verweisung auf das Recht, das Verfahren oder die Behörde des Ur-
sprungsstaates als Verweisung auf das Recht, das Verfahren oder die Behörde
der Gebietseinheit zu verstehen, in der die Entscheidung ergangen ist;

2. eine Verweisung auf das Recht, das Verfahren oder die Behörde des Voll-
streckungsstaates als Verweisung auf das Recht, das Verfahren oder die Be-
hörde der Gebietseinheit zu verstehen, in der die Anerkennung oder Voll-
streckung beantragt wird ;

3. eine Verweisung nach Ziffer l und 2 auf das Recht oder das Verfahren des
Ursprungsstaates oder des Vollstreckungsstaates in dem Sinne zu verstehen,
dass auch auf die einschlägigen Rechtsvorschriften und -grundsätze des Ver-
tragsstaates, die für dessen Gebietseinheiten gelten, verwiesen ist;

4. eine Verweisung auf den gewöhnlichen Aufenthalt des Unterhaltsberechtigten
oder des Unterhaltsverpflichteten im Ursprungsstaat als Verweisung auf den
gewöhnlichen Aufenthalt in der Gebietseinheit zu verstehen, in der die Ent-
scheidung ergangen ist.
Jeder Vertragsstaat kann jederzeit erklären, dass er eine oder mehrere dieser

Vorschriften auf eine oder mehrere Bestimmungen dieses Übereinkommens nicht
anwenden wird.

Artikel 29

Dieses Übereinkommen ersetzt in den Beziehungen zwischen den Staaten,
die Vertragsparteien sind, das Haager Übereinkommen vom 15. April 1958 über
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen auf dem Gebiet der
Unterhaltspflicht gegenüber Kindern.
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Abschnitt VII
Schlussbestimmungen

Artikel 30

Dieses Übereinkommen liegt für die Staaten zur Unterzeichnung auf, die
Mitglieder der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht zur Zeit ihrer
Zwölften Tagung waren.

Es bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung ; die Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungsurkunden sind beim Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten der Niederlande zu hinterlegen.

Artikel 31

Jeder Staat, der erst nach der Zwölften Tagung Mitglied der Konferenz
geworden ist, oder der Mitglied der Vereinten Nationen oder einer ihrer Sonder-
institutionen ist, oder der Satzung des Internationalen Gerichtshofes angehört,
kann diesem Übereinkommen bei treten, nachdem es nach Artikel 35 Absatz l in
Kraft getreten ist.

Die Beitrittsurkunde ist beim Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
der Niederlande zu hinterlegen.

Der Beitritt wirkt nur im Verhältnis zwischen dem beitretenden Staat und
den Vertragsstaaten, die innerhalb von zwölf Monaten nach Empfang der in
Artikel 37 Ziffer 3 vorgesehenen Notifikation keinen Einspruch gegen den Beitritt
erhoben haben. Nach dem Beitritt kann ein solcher Einspruch auch von einem
Mitgliedstaat in dem Zeitpunkt erhoben werden, in dem er das Übereinkommen
ratifiziert, annimmt oder genehmigt. Die Einsprüche sind dem Ministerium für
Auswärtige Angelegenheiten der Niederlande zu notifizieren.

Artikel 32

Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung, der Ratifikation, der Annahme,
der Genehmigung oder dem Beitritt erklären, dass sich dieses Übereinkommen auf
alle Gebiete, deren internationale Beziehungen er wahrnimmt, oder auf eines oder
mehrere dieser Gebiete erstreckt. Diese Erklärung wird wirksam, sobald das
Übereinkommen für den betreffenden Staat in Kraft tritt.

Jede spätere Erstreckung dieser Art ist dem Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten der Niederlande zu notifizieren.

Die Erstreckung wirkt im Verhältnis zwischen den Vertragsstaaten, die in-
nerhalb von zwölf Monaten nach Empfang der in Artikel 37 Ziffer 4 vorgesehenen
Notifikation keinen Einspruch dagegen erhoben haben, und dem oder den Gebie-
ten, deren internationale Beziehungen von dem betreffenden Staat wahrgenom-
men werden und für die die Notifikation vorgenommen worden ist.
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Nach der Erstreckung kann ein solcher Einspruch auch von einem Mitglied-
staat in dem Zeitpunkt erhoben werden, in dem er das Übereinkommen ratifiziert,
annimmt oder genehmigt.

Die Einsprüche sind dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der
Niederlande zu notifizieren.

Artikel 33

Ein Vertragsstaat.' der aus zwei oder mehr Gebietseinheiten besteht, in denen
verschiedene Rechtsordnungen für die Anerkennung und Vollstreckung von Un-
terhaltsentscheidungen gelten, kann bei der Unterzeichnung, der Ratifikation, der
Annahme, der Genehmigung oder dem Beitritt erklären, dass sich dieses Überein-
kommen auf alle diese Gebietseinheiten oder nur auf eine oder mehrere dieser
Gebietseinheiten erstreckt ; er kann diese Erklärung jederzeit durch Abgabe einer
neuen Erklärung ändern.

Diese Erklärungen sind dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
der Niederlande unter ausdrücklicher Bezeichnung der Gebietseinheit, für die das
Übereinkommen gilt, zu notifizieren.

Die anderen Vertragsstaaten können die Anerkennung einer Unterhaltsent-
scheidung ablehnen, wenn das Übereinkommen m dem Zeitpunkt, in dem die
Anerkennung geltend gemacht wird, für die Gebietseinheit, in der die Entschei-
dung ergangen ist, nicht gilt.

Artikel 34

Jeder Staat kann spätestens bei der Ratifikation, der Annahme, der Geneh-
migung oder dem Beitritt einen oder mehrere der in Artikel 26 vorgesehenen
Vorbehalte anbringen. Andere Vorbehalte sind nicht zulässig.

Jeder Staat kann ferner, wenn er eine Erstreckung des Übereinkommens
nach Artikel 32 notifiziert, die Wirkung eines oder mehrerer dieser Vorbehalte auf
alle oder einige der von der Erstreckung erfassten Hoheitsgebiete beschränken.

Jeder Vertragsstaat kann einen von ihm angebrachten Vorbehalt jederzeit
zurückziehen. Ein solcher Rückzug ist dem Ministerium für Auswärtige Angele-
genheiten der Niederlande zu notifizieren.

Die Wirkung des Vorbehalts endet am ersten Tag des dritten Kalendermo-
nats nach der in Absatz 3 genannten Notifikation.

Artikel 35

Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag des dritten Kalendermonats nach
der in Artikel 30 vorgesehenen Hinterlegung der dritten Ratifikations-. Annahme-
oder Genehmigungsurkunde in Kraft.
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Später tritt das Übereinkommen in Kraft
1. für jeden Unterzeichnerstaat, der es später ratifiziert, annimmt oder geneh-

migt, am ersten Tag des dritten Kalendermonats nach Hinterlegung seiner
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde;

2. für jeden beitretenden Staat am ersten Tag des dritten Kalendermonats nach
Ablauf der in Artikel 31 bestimmten Frist;

3. für die Gebiete, auf die das Übereinkommen nach Artikel 32 erstreckt wor-
den ist, am ersten Tag des dritten Kalendermonats nach Ablauf der im
genannten Artikel bestimmten Frist.

Artikel 36

Dieses Übereinkommen gilt für die Dauer von fünf Jahren, vom Tag seines
Inkrafttretens nach Artikel 35 Absatz l an gerechnet, und zwar auch für die
Staaten, die es später ratifiziert, angenommen oder genehmigt haben oder ihm
später beigetreten sind.

Die Geltungsdauer des Übereinkommens verlängert sich, ausser im Fall der
Kündigung, stillschweigend um jeweils fünf Jahre.

Die Kündigung ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der fünf Jahre dem
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der Niederlande zu notifizieren. Sie
kann sich auf bestimmte Gebiete beschränken, für die das Übereinkommen gilt.

Die Kündigung wirkt nur für den Staat, der sie notifiziert hat. Für die
anderen Vertragsstaaten bleibt das Übereinkommen in Kraft.

Artikel 37

Das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der Niederlande notifiziert
den Mitgliedstaaten der Konferenz sowie den Staaten, die nach Artikel 31 beige-
treten sind:

1. jede Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme und Genehmigung nach Arti-
kel 30;

2. den Tag, an dem dieses Übereinkommen nach Artikel 35 in Kraft tritt;
3. jeden Beitritt nach Artikel 31 und den Tag, an dem der Beitritt wirksam

wird;
4. jede Erstreckung nach Artikel 32 und den Tag, an dem sie wirksam wird;
5. jeden Einspruch gegen einen Beitritt oder eine Erstreckung nach den Artikeln

31 und 32;
6. jede Erklärung nach den Artikeln 25 und 32;
7. jede Kündigung nach Artikel 36 ;
8. jeden Vorbehalt nach den Artikeln 26 und 34 sowie den Rückzug von Vorbe-

halten nach Artikel 34.
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Zu Urkund dessen haben die gehörig Bevollmächtigten dieses Übereinkom-
men unterzeichnet.

Geschehen in Den Haag am 2. Oktober 1973 in französischer und englischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise massgebend sind, in einer Urschrift,
die im Archiv der Regierung der Niederlande hinterlegt vvird; diese übermittelt
jedem Staat, der Mitglied der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht
zur Zeit ihrer Zwölften Tagung war, auf diplomatischem Weg eine beglaubigte
Abschrift.




